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FORSCHUNG

Aufgaben für die Zukunft
Helmut Kohn, Bonn

Die Kommission für wirtschaftlichen und sozialen Wandel hat in ihrem zu Anfang des Jahres der Bun­
desregierung überreichten Gutachten’) verschiedene Politikbereiche analysiert und Gestaltungsvor­
schläge formuliert. Wie ein roter Faden zieht sich durch das Kommissionsgutachten die wiederholte 
Forderung nach einer längerfristigen Orientierung der Politik, in erster Linie der Wirtschaftspolitik. 
Wesentliche Voraussetzungen dafür sind mehr Transparenz und bessere Informationen. Die für die 
Wirtschaftspolitik und die Wirtschaftswissenschaften relevanten Vorschläge der Kommission, bestimmte 
Sachverhalte zu erforschen, Statistiken auszubauen und/oder zu aktualisieren und Gutachtergremien 
einzusetzen, sind im folgenden verkürzt zusammengestellt2) 3).

V ermehrte Forschungsanstrengungen sind er­
forderlich, um die Globalsteuerung zu verbes­

sern (II1/1). Insbesondere sind die bei einer Nach­
fragedrosselung auf den einzelnen Märkten sich 
ergebenden unterschiedlichen Preis- und Men­
genreaktionen noch weitgehend unerforscht 
(Ml/24).

Das Statistische Bundesamt sollte der Forderung 
des Sachverständigenrats zur Begutachtung der 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung nachkommen 
und das Produktionspotential offiziell schätzen, 
die Schätzungen jährlich fortschreiben und ver­
öffentlichen (11/14). Weiter sollte das Statistische 
Bundesamt seine Anlagevermögensrechnung aus­
bauen, damit die Entwicklung des Kapitaleinsat­
zes besser erfaßt w ird. Die bisher vorgelegten 
Daten sind noch zu grob gegliedert (11/21).

Konjunktur- und Wachstumspolitik

Die zur Zeit in der Bundesrepublik feststellbaren 
verschiedenen Ansätze zur Entwicklung von Pro­
gnosemodellen sollten weitergeführt werden. 
„Nur durch den Vergleich verschiedener Modelle 
lassen sich deren spezifische Eigenheiten erken­
nen und bewerten, Schwachstellen elim inieren 
und somit die Prognosequalität erhöhen. Neben 
dem Modellbau ist die Modellanalyse stärker zu 
fördern. Dabei empfiehlt sich, die Entwicklung der

Dr. Helmut Kohn, 46, ist M inisterialrat im 
Bundesministerium fü r Wirtschaft. Von 1971 
bis 1976 war er Generalsekretär der Kom­
mission fü r wirtschaftlichen und sozialen 
Wandel.
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Modelle und deren Erfolgskontrolle nicht in einer 
Hand zu vereinen. Zudem ist zu untersuchen, ob 
und wie gesamtwirtschaftliche Modelle mit Syste­
men niedrigerer Aggregationsstufe — wie M ikro­
datenfiles oder Input-Output-Rechnungen — kom­
biniert werden können“ (II/82).

Eine Prognose der gesamtwirtschaftlichen Ent­
wicklung ist auch mit Hilfe von Input-Output- 
Tabellen möglich. Wegen der aufwendigen Erstel­
lung liegen die letzten verfügbaren Daten in der 
Regel allerdings weit zurück. Das Prognosever­
fahren könnte verbessert werden, wenn das Sta­
tistische Bundesamt — wie geplant — die erfor­
derlichen Daten jährlich schätzen und veröffent­
lichen würde. Um zeitnahe Diagnosen zu ermög­
lichen, sollten in kürzeren Zeitabständen regel­
mäßig Input-Output-Tabellen erstellt werden. Die 
zur Zeit aktuellste Tabelle für die Bundesrepu­
b lik Deutschland ist die des Deutschen Instituts 
für Wirtschaftsforschung (DIW) fü r das Jahr 19724). 
Der bereits erwähnte Ausbau der Anlagevermö­
gensrechnung sowie der Erwerbstätigenstatistik 
müßte mit den Tabellen abgestimmt werden. Die 
Sektorengliederung sollte m it der Entstehungs-

1) D er B undesm inister für A rb e it und Sozialordnung (Hrsg.): 
W irtschaftlicher und sozia ler W andel in d er B undesrepublik  
Deutschland, Bonn, G öttingen 1977.

2) Dam it der In teressierte d ie  Vorste llungen d er Kommission
genauer und in einem  inhaltlichen Zusam m enhang nachlesen
kann, sind in K lam m ern jew e ils  d ie  Fundstellen angegeben
(römische Zah l =  K apitelnum m er, arabische Zahl =  Textziffer).

3) Eine Zusam m enstellung d er für d ie  Sozialforschung relevan­
ten Forschungs- und Statistikvorschläge d er Komm ission soll 
dem nächst vom Verfasser in der Zeitschrift „S o zia ler Fortschritt“ 
veröffentlicht w erden.

*) Auf der Basis d ieser T a b e lle  hat das D IW  zw ei Input-O utput- 
T ab ellen  für d ie  Jahre 1980 und 1985 prognostiziert. Jörg -P e ter  
W e i ß :  Pro jektion  von ln put-O utput-T abellen  für d ie  Bundes­
repub lik  Deutschland für d ie  Jah re  1980 und 1985, Band 129 der 
Schriftenreihe d er Kom m ission, G öttingen 1976.
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FORSCHUNG

seite der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung 
und der Gliederung in der Berichterstattung über 
das Produzierende Gewerbe übereinstimmen. 
Wirtschaftspolitisch besonders wichtige oder be­
sonders heterogen zusammengesetzte Branchen 
sollten stärker als bisher disaggregiert werden 
(11/83-86).
Eine Anzahl umfangreicher empirischer Studien 
sollte in den vergangenen Jahren den techni­
schen Fortschritt in der Bundesrepublik messen. 
Die dabei angewandten Methoden sind jedoch so 
problematisch, daß aus den Messungsergebnis­
sen keine wirtschaftspolitischen Schlußfolgerun­
gen gezogen werden dürfen. Aussagen über eine 
globale Beschleunigung oder Verlangsamung des 
technischen Fortschritts lassen sich empirisch 
nicht untermauern. Ein fü r die Kommission er­
stelltes Gutachten weist die Forschung in eine 
andere Richtung, in die verstärkt Forschungs­
ansätze unternommen werden sollten: „Der Fort­
schritt dürfte nicht im ,widening‘, sondern im 
.deepening' liegen. Es w ird also nicht lohnen, gle i­
che Studien nochmals für neue Epochen und mit 
anderer Gliederung durchzuführen. Man muß ver­
suchen, den Ursachen des Fortschritts unmittel­
bar auf die Spur zu kommen. Vielleicht ist es un­
möglich, dies in vo ller Breite zu tun. Vielleicht 
muß man sich auf Ausschnitte (zentrale Bran­
chen, einzelne Produkte) beschränken. Lohnend 
dürften jene Fälle sein, wo fortschrittsträchtige, 
neue Produkte eindeutig m it einem oder wenigen 
oligopolistischen Großunternehmen zusammen- 
fa iien“ 5) (11/27 f.).

Sozialproduktmessung

Das Sozialprodukt allein ist kein geeignetes Maß 
zur Erfassung des Standes und der Entwicklung 
der gesellschaftlichen Wohlfahrt. Bei dem der­
zeitig angewandten Verfahren der Sozialprodukt­
berechnung werden einerseits nicht alle wohl­
fahrtsrelevanten Leistungen der Volkswirtschaft 
(z. B. Leistungen in Privathaushalten) angemes­
sen erfaßt, und die Leistungen des Staates wer­
den nur m it dem Kostenwert, nicht m it dem 
Marktwert eingesetzt: andererseits werden Lei­
stungen als wohlfahrtssteigernd erfaßt, die 
eigentlich Kostencharakter haben und deshalb 
abgezogen werden müßten (wie z. B. Leistungen 
zur Beseitigung von Umweltschäden). Gesell­
schaftliche Kosten werden positiv als gesell­
schaftliches Wachstum registriert. Noch reichen 
die theoretischen Grundlagen, Methoden und 
Daten nicht aus, um rechnerisch-statistisch we­
sentliche Aspekte der als politische Ziele formu­
lierten Vorstellungen von „Lebensqualität“ und 
Wohlfahrt zu erfassen und auf einen Nenner zu

5) G ottfried  B o m b a c h , N ik laus B I a 11 n e r : Technischer 
Fortschritt — Kritische B eurteilung von MeB- und Prognosekon- 
zeoten, Band 95 d er Schriftenreihe der Kom m ission, G öttingen  
1976, S. L IX  f.

bringen. Deshalb ist es unzweckmäßig und i 
realistisch zu versuchen, die Volkswirtschaftlic 
Gesamtrechnung zu einem Instrument der Wo 
fahrtsrechnung im Sinne eines eindimensional 
monetären Nettowohlfahrtsindikators umzure 
nen. Statt dessen ist der Ausbau eines Syste 
direkter Kennziffern gesellschaftlicher Verhältr 
se in verschiedenen Bereichen (Soziale Indika 
ren) zu empfehlen.

Allerdings sollte die herkömmliche Berechnuni 
weise des Sozialprodukts verbessert werder 
Insbesondere sollten die privaten und staatlich 
Aufwendungen für Umweltsicherung ausgewies 
werden. „Darüber hinaus sollte die Messung 
fentlicher Leistungen durch aggregierte moi 
täre Input- (Kosten-) Indikatoren im Sinn der t 
herigen Volkswirtschaftlichen Gesamtrechni 
künftig unterbleiben und durch die Verwendi 
einer Vielzahl von output-orientierten Kennziffi 
fü r staatliche Leistungen ersetzt werden. Inp 
orientierte monetäre Maße bleiben weiterhin 
Zusammenhang mit der Entwicklung von P 
grammen zur Erreichung bestimmter staatlic' 
Ziele notwendig“ (XIII 59 ff. und 74 ff.).

Wettbewerbspolitik

Die vorhandenen Statistiken reichen nicht a 
um die Entwicklung des Konzentrationsprozes: 
sorgfältig analysieren zu können. Auf der eir 
Seite werden Untemehmenszusammenbrüi 
und -neugründungen nicht statistisch erfaßt, 
der anderen Seite umfassen die Anzeigen b< 
Bundeskartellamt nur einen Teil der Untern 
menszusammenschlüsse. Der G ini’sche Konz 
trationsindex weist fü r die Zeit von 1962 bis H 
Zunahmen in allen Wirtschaftsbereichen aus. 
verm ittelt jedoch nur ein sehr grobes Bild 
Konzentrationsentwicklung. Nach den Feststell 
gen der Monopolkommission hat die Untern 
menskonzentration in den letzten Jahren spür 
zugenommen. Die Vorschläge der Monopolkc 
mission zur Verbesserung der Konzentratio 
s ta tis tik7) sollten deshalb verw irklicht wer« 
(VI11/13 ff.).

Einige bedeutende Wirtschaftsbereiche sind g 
oder teilweise (durch die §§ 99 bis 103 GWB) 1 
der Anwendung des Kartellgesetzes freigesti 
Erhebliche Einschränkungen gelten z. B. für 
Verkehrswirtschaft, die Land- und Forstwirtsch 
die Kredit- und Versicherungswirtschaft sowie 
Energie- und Wasserwirtschaft. Für diese A 
nahmebereiche' g ilt z. B. weder das allgeme 
Kartellverbot noch das Verbot der vertikalen E 
dung von Preisen und Geschäftsbedingung

6} Vgl. Peter W a l s e r :  V o lksw irtschaftliche Gesamtrechnur, 
Revision und Erw eiterung , Band 63 der Schriftenreihe d er H 
m ission, G öttingen 1975.
7) S iehe  Z iffe r 154 des Ersten Zw eijahresgutachtens der M 
poikom m ission.
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FORSCHUNG

Der Wettbewerb ist zum Teil durch staatliche 
Kontroll- und Lenkungsmaßnahmen ersetzt. Die 
Möglichkeit wettbewerblicher Ordnungen in die­
sen Bereichen kann heute kaum mehr ernsthaft 
bestritten werden. A llerdings fehlen Erfahrungen 
und unvoreingenommene Untersuchungen dar­
über, ob ein stärkerer Wettbewerb in den Aus­
nahmebereichen auch zu sozial befriedigenden 
Ergebnissen führt. Es sollten deshalb Sektoren­
analysen veranlaßt und strukturpolitische Kon­
zepte entwickelt werden, die aufzeigen, welche 
Möglichkeiten der Wettbewerbsförderung in den 
Ausnahmebereichen vorhanden sind (VIII/52).

Die Monopolkommission sollte sich in einem be­
sonderen Gutachten mit dem Arzneim ittelmarkt 
beschäftigen. Eine Minderheit hält jedoch die in­
zwischen nach dem „Gesetz über Regelungen 
auf dem Arzneim ittelm arkt“ vom 24.8.1976 ein­
gesetzte „Transparenzkommission“ für geeigne­
ter, um die erforderliche Transparenz auf dem 
Arzneimittelmarkt zu bewirken (XI/68).

Strukturpolitik

Um Theoriedefizite zu vermindern, sollte die 
Strukturforschung erheblich verstärkt werden. 
Die Wirtschaftswissenschaften untersuchen die 
Vorgänge auf der M ikro- und der Makroebene 
relativ ausführlich. Die Strukturforschung wurde 
dagegen vernachlässigt, einmal weil es sich bei 
ihr vor allem um aufwendige empirische For­
schung handelt, zum anderen weil das Interesse 
der Politiker und der Öffentlichkeit an dem ak­
tuellen konjunkturellen Geschehen größer ist 
(II/249).

Analog zum Sachverständigenrat zur Begutach­
tung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 
sollte die Bundesregierung einen unabhängigen 
Sachverständigenrat für Strukturfragen  berufen. 
Dieser Rat sollte alle zwei Jahre einen Bericht 
vorlegen, in dem er sich befaßt mit:

□  der Diagnose des Strukturwandels;

□  der Darstellung und Bewertung der sektoralen 
Strukturpolitik, einschließlich strukturpolitischer 
Konsequenzen anderer Politiken;

□  der Einbindung der nationalen Wirtschafts­
struktur in die internationale Arbeitsteilung;

□  einer Strukturprognose für einen zehnjährigen 
Zeitraum (konkurrierende Prognosen mit Hilfe 
verschiedener Methoden; Modellrechnungen unter 
variierenden Annahmen);

□  dem Stand der Operationalisierung des Ziels 
Zukunftssicherung;

□  Problemen der Koordinierung im staatlichen 
Bereich und zwischen dem staatlichen und priva­
ten Bereich;

□  Erfordernissen zur Schließung statistischer 
Lücken.

Die für die S trukturpolitik Verantwortlichen so ll­
ten zu den Gutachten des Rates Stellung nehmen 
(11/216 ff.).

Strukturstatistik

Weil in der Vergangenheit prozeßpolitische Fra­
gen dominierten, wurde das Fehlen einer lei­
stungsfähigen Strukturstatistik von seiten der Po­
litik und Verwaltung nicht als bedeutender Man­
gel empfunden. Der Informationsbedarf wächst in 
dem Maße, in dem Strukturprobleme an politi­
scher Bedeutung gewinnen. Aus Kostengründen 
wird die statistische Basis für die Forschung im­
mer unzureichend bleiben. Erstrebenswert ist zu­
nächst jenes Informationsminimum, „welches not­
wendig ist, um die Strukturstatistik an den Stan­
dard und den Aktualitätsstand der Konjunktur­
statistik heranzuführen“ . Der Datenstrom ist zu 
aktualisieren; die regelmäßig erarbeitete Statistik 
sollte durch Sondererhebungen ergänzt werden.

Die Strukturstatistik sollte unter strukturanalyti­
schen Gesichtspunkten vor allem in folgenden 
Richtungen ausgebaut werden e):

□  Erweiterung der Industriestatistik und Koordi­
nation der Industriestatistik mit der Außenhan­
delsstatistik;

□  Ausbau der Beschäftigten- und Arbeitsplatz­
statistik;

□  erweiterte Erfassung des tertiären Sektors;

Q  mehr Informationen über Forschungs- und 
Entwicklungsinvestitionen;

□  bessere Aufgliederung der Direktinvestitionen 
deutscher Unternehmen im Ausland.

Diese Forderungen werden im Kommissionsgut­
achten ausführlicher erläutert und begründet 
(siehe II/227 ff.). Dort wird auch einiges darüber 
ausgeführt, wie die Input-Output-Rechnungen dis- 
aggregiert und (regional) abgegrenzt sein sollen, 
damit sie die gewünschten Informationen liefern 
können (II/237 f.)- Da für eine stärker selektiv fö r­
dernde Strukturpolitik auch betriebswirtschaft­
liche Kennziffern zur Verfügung stehen müssen, 
wird vorgeschlagen, die bisher fre iw illige Statistik 
der kalkulatorischen Abschreibungen zu einer 
obligatorischen zu machen (II/239).

Strukturprognose

„Während auf dem Gebiet der Strukturdiagnose 
der Engpaß auf statistischem Gebiet liegt, man­
gelt es auf dem Gebiet der Strukturprognose  vor

8) Vgl. hierzu auch Rüdiger S a e k e l :  Statistische Vorausset­
zungen e in er aktiven S trukturpolitik , in: W IR TSC H A FTSD IE N S T, 
57. Jg. (1977), H. 6, S. 302 ff.
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FORSCHUNG

allem an theoretischen Erkenntnissen und ange­
wandten, erprobten Techniken. Einer systemati­
schen Erforschung der Prognosetechniken w id­
men sich in unserem Land nur wenige Wissen­
schaftler, und im internationalen Vergleich 
schneidet die Bundesrepublik Deutschland 
schlecht ab. Bislang sind nur wenige Sektoralpro­
gnosen erstellt worden, obwohl der Bedarf an 
Voraussagen über die sektoralen Entwicklungs­
linien zunimmt. Es ist an der Zeit, die Entwicklung 
von Strukturprognosen in gleichem Maße zu fö r­
dern wie Konjunkturprognosen“ (11/242).

Widerstände gegen Strukturprognosen beruhen 
häufig darauf, daß Mißbrauch (aus ordnungspoli­
tischer Sicht) befürchtet w ird. Mißtrauen dieser 
Art war auch bei der Einführung der Volkswirt­
schaftlichen Gesamtrechnung und bei der Erstel­
lung von Konjunkturprognosen zu überwinden. 
Gerade weil befürchtet werden muß, daß sich die 
leidvollen Erfahrungen wiederholen, „füh lt sich 
die Kommission veranlaßt zu betonen, daß ver­
besserte Informationen und Prognosen noch nie 
für eine bessere Politik hinderlich gewesen 
s in d . . .  Wenn die Wachtumspolitik unter der Ziel­
setzung Zukunftssicherung gesellschaftliche Frei­
heitsspielräume in der Zukunft erhöhen soll, ist 
das prognostische Potential der sektoralen Struk­
turpolitik  auszubauen“ (11/244).

Zahlreiche Verfahren der Strukturprognose wur­
den in anderen Ländern entwickelt oder werden 
bereits praktiziert, so z. B. konsistente Einzel­
schätzungen, Input-Output-Rechnungen, M ikro­
datenfiles. „Der Rückstand, in den die Bundes­
republik im internationalen Vergleich auf dem 
Gebiet der Strukturdiagnose geraten ist, hat den 
Vorteil, daß zunächst im itiert und adaptiert wer­
den kann. Diese Phase ist unverzüglich einzulei­
ten“ (11/245).

Sturkturprognosen mit Hilfe von Input-Output- 
Tabellen sollten verstärkt mit öffentlichen Mitteln 
gefördert werden. Das Deutsche Institut für W irt­
schaftsforschung arbeitete bei der Erstellung von 
Prognosetabellen für 1980 und 1985 mit Unterneh­
mensvertretern zusammen, die die Untersuchun­
gen finanzierten und die Ergebnisse nicht für die 
Öffentlichkeit freigaben. Private Unternehmen 
verfügen deshalb heute über differenziertere 
Strukturprognosen als die Träger der staatlichen 
Strukturpolitik (II/246).

Bessere Wirkungsanalysen strukturrelevanter Ent­
scheidungen sind erforderlich. Sowohl die sekto­
ralen Auswirkungen des Konjunkturgeschehens 
und der Globalsteuerung als auch die W irkungs­
ketten der Strukturerhaltungs-, -anpassungs- und 
-gestaltungspolitik sind weitgehend unbekannt 
(II/248).

Raumordnungspolitik

Den einzelnen Räumen der Bundesrepublik 
ten zur Ausnutzung ihrer komparativen Vor 
jeweils eine bestimmte Raumfunktion oder 
Bündel von Raumfunktionen (als vorran 
Funktionen) schwerpunktmäßig zugewiesen 
den. Vorrangfunktionen können z. B. sein: li 
strie und Siedlung, Freizeit, Erholung, Was 
Wirtschaft oder Nahrungsmittelerzeugung, 
diese Funktionen festzulegen, sind genaue Ui 
suchungen nötig, so wie sie z. B. im Agrarleit 
von Bayern vorgesehen sind (VI/103).

Der Raumordnungspolitik fehlen klare, oper 
nalisierte Ziele. Differenzierte regionale Entv 
lungsprogramme sollten sich an raumspezifisc 
sozialen Indikatoren  orientieren können. Di« 
Bundesraumordnungsprogramm verwendeten 
zialen Indikatoren genügen diesen Anforde 
gen nicht.

Die für die Raumordnungspolitik genutzten li 
strukturstatistiken  sind weder einheitlich r 
ausreichend aktuell. Die Analysen des Bun 
raumordnungsprogramms und neuere Arbt 
stützen sich überwiegend auf Daten von 
oder noch älteren Datums. Infrastrukturstatisti 
die nach Gemeinden aufgegliedert sind und 
lieh fortgeschrieben werden, könnten die 
Mangel abhelfen (VI/31).

Eine gezielte Fortführung der Freizeitforsch 
die genaue Daten über das Freizeitverhalten 
Bevölkerung (differenziert nach Alter, Schict 
gehörigkeit und Räumen) sowie über das 
handensein und den Bedarf an Infrastruktu 
richtungen erbringt, wird für notwendig erac 
Freizeitpolitische Aspekte lassen sich im Rah 
der Raumordnungspolitik nur berücksichti 
wenn Prognosen verfügbar und langfri: 
Trends bekannt sind. Einmalige Momentauf 
men, zum Beispiel der Verhaltensmuster und 
Freizeitpräferenzen, reichen keineswegs ai 
Bisher wurde die starke Abhängigkeit der 
zeitchancen des einzelnen von ökonomischer 
frastrukturellen und städtebaulichen Bedingui 
deshalb zu wenig untersucht, weil das Fre 
verhalten einseitig als Ausfluß der individui 
Wahlfreiheit gesehen wurde und sich die s 
liehe Planung im Freizeitbereich zurück 
(VI/93).

Umweltpolitik

Wie der Raumordnungspolitik so fehlen auch 
Umweltpolitik operable Zielkriterien. Andere F 
Politiken, wie die Wirtschaftsförderung oder

’ ) V g l. Joachim  B r a u n ,  W olfgang M a t h i a s :  Freizei 
reg ionale  Infrastruktur. P rob lem e w achsender F re ize it f i  
reg ionale  Infrastruktur unter besonderer Berückslchtigum  
B allungsgebiete , Band 103 d er Schriftenreihe der Komml 
G öttingen 1975.
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Gesundheitswesen, für die solche Indikatoren 
existieren, setzen sich deshalb leichter durch. 
Zum Erscheinungsbild der Umweltbelastung und 
ihrer vielfältigen Auswirkungen gibt es bislang 
nur wenige Untersuchungen. Deshalb kommt dem 
Ausbau der Umweltstatistik, eines Umweltinfor­
mationssystems sowie regionaler Umweltindikato­
ren große Bedeutung zu (VII/13 ff. und 60).

Forschungspolitik

„Der Staat oder andere gesellschaftliche Grup­
pen oder Institutionen, die dringende Probleme 
zu lösen versuchen, sollten es sich zur Gewohn­
heit machen, Forschungseinrichtungen ihren Be­
darf aus eigener Initiative mitzuteilen. Da ein der­
artiges Verhalten in der Vergangenheit durchaus 
nicht selbstverständlich war, ist zu überlegen, wie 
diese als notwendig zu erachtende Kommunika­
tion — gegebenenfalls durch finanzielle Anreize 
-  verbessert werden kann“ (V/132).

Der wirkliche Bedarf an wissenschaftlicher For­
schung sollte selbst zum Gegenstand der For­
schung gemacht werden. Dabei darf der Bedarf

jener gesellschaftlichen Gruppen nicht übersehen 
werden, die ihre Bedürfnisse und Forderungen 
nicht artikulieren können. Mit der Erforschung 
dieses Bedarfs hängt die Erforschung der Folgen 
wissenschaftlicher und technologischer Innovatio­
nen für die Gesellschaft zusammen. „Nicht nur 
staatlich geförderte Wissenschaft und Technolo­
gie, sondern auch die übrigen Innovationsbe­
reiche sollten regelmäßig auf ihre gesellschaft­
lichen Folgen hin untersucht werden. Der Bun­
destag hat zwar die Einrichtung eines besonderen 
Amtes für Technikfolgenabschätzung (TA) abge­
lehnt, er sollte jedoch die Erfahrungen mit dem 
Office of Technology Assessment beim US-Kon- 
greß sorgfältig verfolgen, damit der negative Be­
schluß gegebenenfalls revidiert werden kann“ 
(V/134 f.).

„Der Ausbau einer bedarfsorientierten Betriebs­
und Behördenberatung sollte es der öffentlich 
finanzierten Forschung erleichtern, sich einerseits 
stärker am wirklichen Bedarf zu orientieren und 
andererseits an der Anwendung ihrer Forschungs­
ergebnisse mitzuwirken . . .  Zur Erleichterung des 
Wissenstransfers sollten die öffentlich finanzier-
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ten anwendungsorientierten Projekte klar geglie­
dert sein und von der Vorstudie über die Haupt­
phase bis hin zur Umsetzung reichen. Der Ab­
schluß eines Projektes sollte sich nicht auf die 
Vorlage eines wissenschaftlichen Berichtes be­
schränken, sondern entweder eine unmittelbare 
Anwendung sein oder aber derart aufgearbeitet 
werden, daß die Ergebnisse für Beratung und 
Weiterbildung verwendbar s ind“ (V/147 f.).

„Die Kommission ist von der grundsätzlichen 
Notwendigkeit, bei bestimmten Fragen alternative 
und parallele Gutachten zu vergeben, überzeugt; 
dies g ilt besonders für Problem- und Vorstudien. 
Die Ablehnung von Parallelstudien fü r die Vor­
bereitung grundsätzlicher Entscheidungen (zum 
Beispiel über das einzusetzende Instrumentarium 
oder die Auswahl von Förderschwerpunkten) 
wäre Verschwendung öffentlicher Gelder durch 
falsch verstandene Sparsamkeit“ (V/157).

Die Bedingungen für den wissenschaftlichen Fort­
schritt lassen sich durch größere Selbständigkeit 
und mehr Selbstverantwortlichkeit des einzelnen 
Wissenschaftlers innerhalb der Forschungsein­
richtung verbessern. Deshalb sollte geprüft wer­
den, wie staatliche Forschungseinrichtungen in 
zeitlicher und finanzieller Hinsicht gewisse Frei­
räume schaffen können, in denen einzelne Wis­
senschaftler unabhängiger eigene wissenschaft­
liche Ideen entwickeln können. Die Mobilität zwi­
schen den Forschungseinrichtungen sollte erhöht 
werden (z. B. durch Erleichterung von Beurlau­
bung oder durch Anrechnung auf das Besol­
dungsdienstalter). Auch sollten die für die For­
schungseinrichtungen zuständigen Ressorts den 
Beteiligungsproblemen größere Aufmerksamkeit 
schenken (V/128 ff.).

Verteilungspolitik

Die Rolle der Lohnquote als beherrschender Ver­
teilungsindikator läßt sich nur dadurch relativie­
ren, daß die Mehrdimensionalität des Verteilungs­
problems empirisch abgebildet w ird. Wichtiger 
als die Erhebung einer Fülle neuer Informationen 
erscheinen der Kommission Schritte, m ittels 
derer die vorhandenen oder noch zu erhebenden 
Informationen zusammengeführt werden können.

Die Kommission machte sich eine von H.-J. Krupp 
vorgelegte Konzeption einer Verteilungsrechnung 
für die Bundesrepublik Deutschland 10) zu eigen. 
„Ausgangspunkt ist die Entwicklung eines inte­
grierten M ikrodatenfiles, in dem die vorhandenen 
und noch zusätzlich zu erhebenden Informationen 
zusammengeführt werden. Das integrierte M ikro­

io) H ans-Jürgen K r u p p :  M öglichkeiten  d er Verbesserung der  
Einkom m ens- und Verm ögensstatistik. Konzeption e iner V e rte i­
lungsrechnung für d ie  Bundesrepublik Deutschland, Band 50 der 
Schriftenreihe der Kom m ission, G öttingen 1975, S. 123 bis 194.

datenfile enthält nicht mehr die Originalinfor 
tionen einzelner Stichproben, sondern mit 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung at 
stimmte Angaben. Es ist ausreichend groß, 
daß auch differenzierte Auswertungen nach un 
schiedlichen Gesichtspunkten erfolgen könr 
Zusätzlich ist eine Auswertung in Standardta 
len der Einkommensverteilung vorgesehen. A 
diese Standardtabellen werden in der von 
Kommission vergebenen Studie entwickelt. 
Verwirklichung der Vorschläge würde rel 
rasch zu einer wesentlichen Verbesserung 
verteilungspolitischen Information führen“ (IV/

Bei der Praktizierung dieser Konzeption sc 
das Statistische Bundesamt beauftragt wer« 
eine jährliche Verteilungsrechnung auf der G ri 
läge der entwickelten Konzeption eines integi 
ten M ikrodatenfiles zu erstellen. Das integri 
M ikrodatenfile sollte auf Wunsch den Interess 
ten in Wissenschaft und Verwaltung, den V 
schaftsforschungsinstituten und den Tarifpartr 
zur Verfügung gestellt werden. H ierfür sind 
gesetzlichen Grundlagen, die auch Datengesic 
punkte berücksichtigen, zu schaffen.

Bei der Entwicklung eines verteilungsrelevan 
in den Kreislaufzusammenhang eingebunde 
mikroanalytischen Simulationssystems sollten 
stimmte Forderungen erfü llt werden (vgl. d 
IV/60). Die Entwicklung sollte durch gezielte I 
schungsförderung unterstützt werden. Es han 
sich hierbei um relativ teuere Großprojekte, 
nicht beliebig dupliziert werden können. Du 
brüche auf dem Gebiet der Verteilungsforsch 
können nur durch Großforschung erzielt werc 
„Die Kommission hält es nicht für sinnvoll, da 
Struktur- und Verteilungsfragen weiter in er 
Linie mit Einzelaufträgen gearbeitet wird, 
setzt auf die durch Groß-Computer unterstü 
Forschung, weil vorliegende nationale und 
allem internationale Erfahrungen den Einsatz 
Mitteln dieser Größenordnung, die immer u 
Risiko vergeben werden, rechtfertigen. Es ist 
der Zeit, Simulationsmodelle, makroökonomis 
Modelle, sektorale Modelle etc. in der Politil 
ratung einzusetzen. Die hierm it verbünde 
Langfristaufgaben sollten einem Wissenschaft 
unabhängigen Institut — am besten im Rahr 
der Max-Planck-Gesellschaft — übertragen v 
den. Bei dieser Großforschung ist die Ge 
nicht auszuschließen, daß die Ergebnisse der 
beit wegen der komplizierten Methoden n 
vollständig transparent sind. Aus diesem Gru 
fordert die Kommission, daß Methoden, Da 
basis und Ergebnisse der interessierten ö ff 
lichkeit zugänglich sind“ (IV/62).

Wesentliche Voraussetzung fü r eine wirksarr 
Arbeitsm arktpolitik ist die Verbesserung des
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beitsmarkt-lnformationssystems. Empfohlen wer­
den der Ausbau der Erwerbsstatistik und eine 
schnellere Aufbereitung der Daten, die Entwick­
lung von Indikatoren, die unterschiedliche Ar­
beitsmarktsituationen widerspiegeln können, bes­
sere Prognosemöglichkeiten und eine intensivere 
Arbeitsmarktforschung.

Arbeitsmarktpolitik

Die Arbeitsm arktpolitik kann sich — vergleicht 
man ihre Situation m it der anderer Politikbereiche 
-  auf umfangreiche und qualitativ hochwertige 
Statistiken stützen. Die Beschäftigungsstatistik ist 
gut gegliedert. Allerdings erfaßt sie nur Arbeiter 
und Angestellte. Künftig sollten auch die Beam­
ten und Selbständigen nach den gleichen Krite­
rien regelmäßig statistisch erfaßt werden. Ehe 
neue Arbeitsmarktstatistiken eingerichtet werden, 
sollte dafür gesorgt sein, daß die erhobenen Da­
ten rascher ausgewertet und den Interessierten 
zur Verfügung gestellt werden (XI1/114 f.).

Die Messung des Standes der volkswirtschaft­
lichen Beschäftigung ist immer noch unzurei­
chend. Die Zahl der registrierten Arbeitslosen 
oder die Arbeitslosenquote decken sich nicht mit 
dem tatsächlich unbeschäftigten Arbeitskräftepo­
tential. Die verdeckte Arbeitslosigkeit könnte 
durch ein (regionalisiertes) Indikatorensystem zur 
Messung des Arbeitskräftepotentials besser er­
faßt werden ” ). Auch die Statistik der offenen 
Stellen spiegelt die tatsächliche Situation nicht 
wider, sondern zeichnet nur die Angebotsschwan­
kungen auf. Die von der Arbeitsmarktforschung 
erarbeiteten Verbesserungsansätze (zum Beispiel 
der Arbeitsmarkttest des Instituts für Arbeits­
markt- und Berufsforschung) sollten ausgebaut 
werden (XII/21, 51, 116 f.).

Die neue Beschäftigungsstatistik und die Entwick­
lung von Indikatoren zur Messung des Arbeits­
kräftepotentials und der Arbeitskräftenachfrage 
könnten Vorausschätzungen der Arbeitsmarktent­
wicklungen erleichtern. „Jedoch müssen sowohl 
die Prognosemethoden zur Erfassung der Arbeits­
marktentwicklungen als auch die fü r die Bildungs­
und Qualifikationsforschung benötigten Prognose­
methoden weiterentwickelt werden“ (XII/118).

Obwohl die Arbeitsmarktforschung  sich in den 
letzten Jahren kräftig entwickelt hat, bestehen 
noch erhebliche Lückenu): eine umfassende 
Theorie des Arbeitsmarktes fehlt; die für die 
Flexibilitäts-, Qualifikations- und Prognosefor­
schung verfügbaren Klassifikationssysteme sind

" )  Vg l. Franz E g I e , A n g elika  E r n s t ,  Peter S c h n u r :  V er­
deckte A rbe its losig keit — Prob lem e d er Messung in d er Bundes­
republik, Band 77 d er Schriftenreihe d er Komm ission, G öttingen  
1976.

Vgl. Lutz R e y h e r :  Lücken d er Arbeitsm arktforschung, 
Band 136 der Schriftenreihe d er Kom m ission, G öttingen 1976.

ungeeignet; ungelöst sind die Probleme der 
Transformation und Nutzung der Ergebnisse der 
Arbeitsmarktforschung und weiteres mehr (XII/ 
119).

„Die Kommission sieht in der Vorlage eines jähr­
lichen Berichts zur Arbeitsmarktlage  eine wesent­
liche Grundlage für die Aktivierung der Arbeits­
marktpolitik. Dieser Bericht sollte von einer un­
abhängigen Expertenkommission im Auftrag der 
Selbstverwaltungsorgane der Bundesanstalt für 
Arbeit erstellt werden. Er sollte insbesondere die 
Darstellung arbeitsmarktrelevanter Entwicklungen, 
die Analyse und Beurteilung arbeitsm arktpoliti­
scher Maßnahmen sowie alternative Vorschläge 
für arbeitsmarktpolitische Maßnahmen enthalten. 
Dieser Bericht könnte für die Arbeiten des Sach­
verständigenrates zur Begutachtung der gesamt­
wirtschaftlichen Entwicklung eine wichtige Hilfe 
sein. Er sollte der Bundesregierung mit der Ver­
pflichtung zur Stellungnahme und dem Bundes­
tag zugeleitet werden“ (XII/120).

Bildungspolitik

Die Ausrichtung des Bildungssystems an Entwick­
lungen des Arbeitsmarktes ist dann am gesichert­
sten, wenn die Ausbildung so breit angelegt ist, 
daß Anpassungen möglich sind. Vor diesem Hin­
tergrund sieht die Kommission die Aufgaben der 
Bedarfsforschung. Einen von der Entwicklung des 
Arbeitskräfteangebots unabhängigen bzw. ein­
deutig ableitbaren Qualifikationsbedarf des Be­
schäftigungssystems gibt es nicht. Die Bedarfs­
forschung sollte ausgebaut werden, damit fü r die 
Politik bessere Informations- und Orientierungs­
grundlagen zur Verfügung stehen. Die Bedarfs­
forschung darf jedoch nicht in Versuchung gera­
ten, politische Entscheidungen durch versteckte 
Wertungen in der Form wissenschaftlicher Be­
rechnungen vorwegzunehmen. Noch steht sie vor 
kaum überwindbaren Problemen der Abgrenzung, 
der Datenbeschaffung und der Methodenanwen­
dung. Die Umsetzung von Ergebnissen der Be­
darfsforschung in die bildungspolitische Praxis 
kann ordnungspolitisch sehr problematisch sein 
(XI1/14 ff.).

Für eine verbesserte berufliche Orientierung und 
Beratung müßte die Forschung über die beruf­
lichen Einsatzmöglichkeiten verbessert werden 
(XII/63). Zu einer besseren Abstimmung zwischen 
dem Bildungs- und dem Beschäftigungssystem 
könnte auch der Aufbau eines Personalinforma­
tionssystems bei der Bundesanstalt für Arbeit 
führen. Dabei sollten sowohl die Qualifikations­
merkmale der aus dem Bildungs- in das Be­
schäftigungssystem Übertretenden als auch Sub­
stitutions- und Mobilitätsprozesse nach Umfang, 
Beruf und Qualifikationsniveau erfaßt werden 
(XII/24).
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